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Der Bundesvoranschlag 1972 
Der Aufsatz bespricht den Bundesvoranschiag 1972 an Hand der ökonomischen 
Gliederung der Bundesausgaben und -einnahmen und analysiert seine konjunktur­
politischen Wirkungen.. 

Allgemeine Charakteristik 

Der Bundesvoranschlag 1972 sieht Gesamtausgaben 
von 122 82 Mrd S {davon 118 80 Mrd, S in der ordent­
l ichen und 4 02 Mrd. S in der außerordent l ichen Ge­
barung) und Gesamteinnahmen von 11299 Mrd S 
vor. Der veranschlagte Gebarungsabgang von 9 83 
Mrd. S (Brutto-Defizit) w i rd sich durch die Erhöhung 
der Tabakwarenpreise, d ie im Bundesvoranschlag 
noch nicht berücksicht igt wurde, um etwa 400 Mil l S 
reduzieren Er w i rd damit etwas ger inger sein als im 
Bundesvoranschlag 1971, Das inlandswirksame Defi­
zit (nach Ausschaltung der Schuldent i lgungen, der 
Zahlungen an das Ausland und der Dotierung des 
Reservefonds für Famil ienbeihi l fen) beträgt unter Be­
rücksicht igung dieser Mehreinnahmen 1'85 Mrd. S 
(Bundesvoranschlag 1971: 2 67 Mrd. S) Sollte d ie 
wir tschaft l iche Entwicklung im Jahr 1972 den ver­
stärkten Einsatz öffent l icher Ausgaben er fordern, ist 
ein Konjunkturausgleich-Voranschlag mit Ausgaben 
von 2 77 Mrd S vorgesehen 

Die Einnahmen sol len im Vergleich zum Voranschlag 
1971 etwas stärker steigen ( + 12%) als d ie Aus­
gaben ( + 11%),, Die tatsächl iche Entwick lung der 
Einnahmen und Ausgaben weicht jedoch 1971 vom 
Voranschlag ab,, Da die Wirtschaft rascher wuchs als 
bei Erstel lung des Budgets vorausgesehen werden 
konnte, ist mit Mehreinnahmen von etwa 3 Mrd. S zu 
rechnen, davon 2 Mrd.. S aus öffentl ichen Abgaben. 

Oer Bundesvoranschlag 1972 
1971 1972') Veränderung 

Mi l l S M 
in 

II S % 

Ordent l iche Gebarung 
Ausgaben 107.055 118 803 + 1 1 . 7 4 8 + 1 1 , 0 

100.875 112.863 + 1 1 . 9 8 8 + 1 1 . 9 

Abgang . . . . 6.180 5 940 - 240 — 3'9 

Außerordent l iche Gebarung 

Ausgaben 3..690 4 017 + 327 + 8,9 
40 125 + 85 + 2 1 2 5 

Gesamtgebar ungsabgang . . . . 9 830 9 832 + 2 + 0 0 

Gesamtausgaben rahmen 110 745 122 820 + 1 2 075 + 1 0 9 

' ) O h n e Berücksichtigung der Mehreinnahmen aus der Tabakwarenpre is ­
erhöhung. 

Im Vergle ich zum voraussichtlichen Erfolg 1971 wur­
den die Einnahmen für 1972 nur um 9 % höher an­
gesetzt 

Von den Ausgaben wurden Anfang 1971 rund 2 Mrd , S 
Ermessenskredite gebunden Diese Bindung wu rde 
gegen Jahresende zur Hälfte aufgehoben, die andere 
Hälfte sol l Rücklagen zugeführt werden. Auch andere 
Ausgabenansätze wurden nicht vol l ausgeschöpft 
Dem stehen al lerdings die Mehrausgaben der be iden 
Budgetüberschrei tungsgesetze ( insgesamt 292 Mrd. 
Schi l l ing, wovon jedoch e twa 0 8 Mrd, S für vorzei­
t ige Ti lgungen von Auslandsschulden bestimmt s ind 
und daher nicht in landswirksam werden) und son ­
stige Überschrei tungsgenehmigungen des Finanz­
minister iums gegenüber Unter Berücksicht igung alfer 
dieser Umstände ist für 1971 nur mit e inem ger ingen 
in landswirksamen Defizit, e twa in der gleichen Höhe 
wie 1970, zu rechnen. 

Geht man vom voraussicht l ichen Erfolg 1971 aus, 
dann w i rd das in landswirksame Defizit 1972 um e twa 
1 6 Mrd. S größer sein als 1971, Das Budget w i rd da­
her im kommenden Jahr le icht expansiv wirken und 
die heimische Konjunktur stützen. Das gi l t se lbst 
dann, wenn die Ausgaben des Konjunkturausgleichs­
haushaltes nicht f re igegeben werden.. 

Zu einer ähnl ichen Aussage kommt man auf Grund 
der Finanzierungssalden1).. Sie zeigen, w ie die Ent­
zugseffekte der Einnahmenbeschaffung, insbeson­
dere der Besteuerung, durch die Ausgaben kompen­
siert werden. Eine Veränderung des Finanzierungs­
saldos in posit iver Richtung bedeutet, daß d ie Ent­
zugseffekte stärker geworden sind und das Budget 
restr ikt iv wi rk t ; e ine Veränderung in negativer R ich-

*} Diese Darstellung verzichtet auf die wegen Zurechnungs­
schwierigkeiten etwas problematische Trennung zwischen 
Inlands- und Auslandstransaktionen. Ihr Hauptvorzug Hegt 
darin, daß der Saldo in Komponenten aufgespalten wird, 
die eine unterschied Hohe Muitiplikatorwirkung haben kön­
nen. Der inlandswirksame Saldo und der Finanzierungs­
saldo entwickeln sich nicht immer gleich. 1971 z B. wird 
der inlandswirksame Saldo voraussichtlich nur so hoch 
sein wie 1970, wogegen die Finanzierungsrechnung einen 
expansiven Effekt von etwa 500 Mill S ergibt 
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Entwicklung der Budgetsalden 
Budgetdefi i i t N e t t o - D e f i i i i in Prozent von 

brutto 
Mrd 

net to 1 ) 
S 

Budget­
summe 

Brutto-
N a t i o n a l ' 
produkt 

1958 5 5 4 6 11 5 3 4 

1 9 « 3 9 0 5 0 7 0 2 

1966 3 7 0 9 1 2 0 3 

1967 7 8 4 2 5 2 1 5 

1968 8 5 4 3 5 0 1 4 
1969 7 2 0 8 0 9 0 2 
1970 7 2 0 1 0 1 0 0 
1971 ' ) 9 8 27 2 4 0 7 
1972') 9 8 2 3 1 9 0 5 

' } In landwirksames Ne t to -De f i z i t — ' ) Laut Bundesvoranschlag 

tung, daß die Ausgaben die Entzugseffekte überkom­
pensieren und das Budget expansiv wirkt. 

Im Jahre 1972 w i rd der Finanzierungssaido durch 
folgende Komponenten posit iv oder negativ beein­
flußt werden : Die laufenden Einnahmen der Hoheits­
verwaltung werden kräftig zunehmen, nicht zuletzt 
auf Grund der Progressionswirkung des Steuer­
systems, die mit etwas mehr als 2 Mrd, S angenom­
men werden kann. Die laufenden Ausgaben werden 
schwächer steigen als die laufenden Einnahmen; vor 
al lem der Personalaufwand wi rd nur unterdurch­
schni t t l ich ausgeweitet und d ie Zahlungen für Staats­
schuldzinsen gehen sogar absolut zurück Der Über­
schuß der Hoheitsverwaltung in laufender Rechnung 
wi rd daher 1972 kräft ig zunehmen. Das gi l t selbst 
dann, wenn man berücksicht igt , daß er 1971 infolge 
von Mehreinnahmen um mehr als 2 Mrd,, S höher sein 
w i rd , als veranschlagt wurde, Dieser dämpfende 
Effekt w i rd durch zusätzl iche Investit ionen und Kapi­
taltransfers, die hauptsächl ich der invest i t ionsförde-
rung dienen, knapp kompensiert.. Die Vermögensver­
änderungen (hauptsächl ich Liegenschaftskäufe) be­
einflussen nur die Liquidi tät der Wirtschaft und kön­
nen daher in einer Konjunkturanalyse vernachlässigt 

Finanzierungssalden 
(Auf Basis volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung) 

1970 1971 ' ) 1972=) 
M i l l S 

Laufende Einnahmen 71 638 7 7 1 3 1 87 478 
Laufende Ausgaben —62.541 —69.306 —75 .639 

Laufender Überschuß (Sparen) . . 9 297 7 8 2 5 11 839 
— 5.228 — 6.552 — 7.326 

Saldo e inkommenswirksamer 
Transakt ionen 4 069 1 273 4 513 

Kapital transfer (nelto) — 1 355 — 1 502 — 2 533 
— 588 — 551 — 654 

Finanzierungssaldo') 2 1 2 6 — 780 1.326 

Betriebsabgänge . — 3,001 — 3..68B — 5.093 

*) Der Finanzierungssaldo erhöh sich durch Mehreinnahmen Rücklagen-
dotierungen und vorzeit ige Ti lgungen um rund 2'4 M r d . S D e r tatsächliche 
Finanzierungssaida kann daher für 1971 mi t 1 620 Mi l l S angenommen wer-, 
d e n . — *) Un te r Berücksichtigung der Mehreinnahmen aus der Tabaksteuer. — 
3 ) D e r Finanzierungssaldo umfaßt die Finanztransaktionen (netto). Ein posi­
t iver Saldo bedeutet eine Kredi tgewährung an andere Sektoren (einschließlich 
der Bund es betr iebe) 

werden Faßt man diese Transaktionen zusammen, 
so wi rd s ich der Finanzierungssaldo ger ingfügig (um 
etwa 300 Mil l . S) in expansiver Richtung ändern, 
Der expansive Effekt des Budgets wi rd j edoch durch 
die Bundesbetr iebe verstärkt, d ie im Bundeshaushalt 
enthalten sind und deren Finanzierungssaldo vom 
Bund gedeckt w i rd . 

Die Finanzierung des Budgetabganges (sie erfordert 
Netto-Kredi taufnahmen von etwa 3'7 Mrd, S) dürf te 
nicht besonders schwier ig se in, da d ie Aufnahme­
fähigkei t des inländischen Kapitalmarktes steigt und 
auch im kommenden Jahr mit einer relat iv hohen 
Netto-Geldkapi ta lb i ldung zu rechnen ist 

Die Erstel lung des Budgets 1972 schien nach de r 
Mitte 1970 vom Beirat für Wirtschafts- und Sozialfra­
gen ausgearbeiteten mittelfristigen Budgetvorschau 
für die Jahre 1970 bis 1974 besonders schwier ig zu 
werden Die Vorschau ergab nach al len Varianten 
für 1972 d ie höchsten Abgänge der Vorschauper iode. 
Um einer solchen Entwick lung vorzubeugen, wurden 
noch 1970 die Sonderabgaben vom Einkommen und 
Vermögen bis Ende 1972 verlängert. Außerdem 
wurde beschlossen, daß der Bund 1971 und 1972 nur 
eine Ausfal lshaftung in der Pensionsversicherung 
übernimmt, aber keine Reservenbildung f inanziert Im 
Jahr 1971 wurden zusätzl iche Maßnahmen ergr i f fen: 
Die Alkoholsteuer, d ie Ende 1971 ausgelaufen wäre , 
wurde unbefristet ver längert und Ausiandskredi te 
wurden konvert iert oder vorzeit ig geti lgt, Dadurch 
konnte das Budget 1972 um rund 3 2 Mrd. S ent­
lastet werden. Die Erhöhung der Preise für Tabak­
waren läßt zusätzl ich Mehreinnahmen an Tabak­
steuer von etwa 400 Mill. S erwarten Nicht zuletzt 
haben d ie konjunkturbedingten Mehreinnahmen 1971 
d ie Erstel lung des Budgets 1972 er le ichtert E ine 
dauerhafte Budgetsanierung steht j edoch noch aus. 
Schon 1973 wi rd d ie Budgetpol i t ik neuer l ich vor g r o ­
ßen Problemen stehen, denn die Budgetsanierungs­
maßnahmen von 1970 und der alte Finanzausgleich 
laufen aus, außerdem wurde eine substant iel le Lohn-
und Einkommensteuersenkung gefordert und grund­
sätzl ich berei ts zugesagt, Im Falle e ines Inter ims­
abkommens mit der EWG müßte ferner mit e inem 
Rückgang der Zol le innahmen und im Fal le der E i n ­
führung der Mehrwertsteuer mit einer temporären 
Finanzierungslücke gerechnet werden., 

Die Bundesausgaben 

Von den drei großen Gruppen der öffentl ichen Aus ­
gaben (Käufe von Gütern und Leistungen, Transfer­
zahlungen und Finanztransaktionen) werden d i e 
Transferzahlungen am stärksten ausgeweitet (12 5%). 
ihr Antei l an den Gesamtausgaben erhöht sich auf 
4 3 1 % (1970: 41 6 % , 1971: 42 4%) Diese Steigerung 
geht ausschl ießl ich auf die Erhöhung der Kapi ta l -
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transfers um mehr als 1 Mrd. S (657%) zurück Die 
Käufe von Gütern und Leistungen wachsen mit 9 7 % 
etwas schwächer als die Gesamtausgaben und ihr 
Antei l s inkt auf 50 3 % (1971: 50 9%), hauptsächl ich 
weil der Personalaufwand nur unterdurchschni t t l ich 
steigt und der Zinsenaufwand für d ie Staatsschuld 
kleiner wi rd . Auch die Ausgaben für Finanztrans­
akt ionen werden (bedingt durch die geringe Zunahme 
der Schuldent i lgungen) nur unterdurchschni t t l ich 
ausgeweitet ( 8 6 % ) , wodurch ihr Antei l an den Ge­
samtausgaben auf 5 8 % sinkt 

Die Veränderung in der Ausgabenstruktur läßt auf 
eine Verstärkung des expansiven Effektes der Aus­
gaben schließen. Die Ausgaben mit großem Mul t ip l i ­
katoreffekt (Investi t ionen, sonst ige Käufe von Gütern 
und Leistungen bei Unternehmungen, Investit ionsför­
derungen) steigen stärker als jene, die nicht unmit te l ­
bar vol l nachfragewirksam werden (Personalaufwand, 
Zinsenzahlungen, sonstige laufende Transferzahlun­
gen und Finanztransaktionen) 

Bundesausgaben in ökonomischer Gliederung 
1970 1971 1972 Veränderung 

1972 gegen 1971 
M i l l S in % 

Käufe von Gütern und 51 423 56 377 61 840 9 7 
Leistungen 

Transferrah lungen 42 323 4 7 045 52.932 12 5 
F nani t ran Sektionen 7 1 6 3 6 5 9 0 7 1 5 7 8 6 
Durchlaufposten 675 733 891 ZI 6 

Gesamtausgaben 101 584 110.745 122.820 10'9 

Unter den Käufen von Gütern und Leistungen entfäl l t 
mehr als die Hälfte auf den Personalaufwand für 
aktive Bedienstete. Er erfordert 3204 Mrd. S, um 
9 2 % mehr als 1971, wobei die Steigerung in den 
Betr ieben höher ( + 107%) ist als in der Hoheits­
verwal tung ( + 8 2%) Die Ausweitung des Personal­
aufwandes wurde vor al lem durch einen 2%igen Er-
sparungsabstr ich gedämpft. Im Bundesvoranschlag 
sind Bezüge für 330480 öffentl ich Bedienstete vor­
gesehen, um etwa 2 200 (0 7%) mehr als im Vorjahr. 
Der tatsächl iche Stand liegt um etwa 3 % niedriger, 
Er ist in den letzten Jahren etwa g le ich stark gest ie­
gen wie die präi iminierten Stände. Die vorgesehenen 
zusätzl ichen Dienstposten konnten daher großtei is 
besetzt werden. 

Es ist beabsicht igt , die Zahl der Lehrpersonen um 
3400 zu erhöhen. Die Post muß ihren Beschäft igten­
stand wegen der bevorstehenden Arbeitszeitverkür­
zung und des forc ier ten Ausbaues des Fernsprech­
wesens um fast 600 vergrößern Dagegen soll t rotz 
Arbeitszeitverkürzung die Zahl der Bundesbahn­
bediensteten um 2.000 verr ingert werden, was jedoch 
vermehrte Überstundenleistungen erfordert Die 
Mehrleistungsvergütungen der Bundesbahnen wer­
den um fast 95 Mil l S höher veranschlagt 

Ab 1 Jul i 1972 werden die Bezüge auf Grund der 
längerfr ist igen Gehaltsvereinbarung um insgesamt 
6 5 % steigen ( 3% Gehaltssteigerung plus 3 5% Teue­
rungsabgeltung) Ferner kostet die Neuregelung des 
Vorrückungsst ichtages für den Großtei l der vom 
Bund besoideten Bediensteten etwa 600 Mill. S und 
d ie erste Etappe der Neugestaltung der Lehrerbesol­
dung etwa 300 Mil l . S, 

Außer im Personalaufwand sind auch im Sachauf­
wand Posten enthalten, d ie ihrem ökonomischen 
Charakter nach den Personalausgaben gleichen, w ie 
Aufwandsentschädigungen, Auslandszulagen, T a g ­
gelder an die Wehrpf l icht igen, Entgefte für Werk­
leistungen usw. Diese Aufwendungen belaufen s ich 
auf etwa 2 7 Mrd. S und werden im Vergleich zum 
Vorjahr um 27% steigen 

Ausgaben für Güter und Leistungen 
1970 1971 

Mil l S 

1972 Veränderung 
1972 gegen 1971 

i n % 

Personalaufwand (Akt ive) 
Hoheitsverwal lung 16 130 17 938 19 415 8 2 
Bundesbefriebe 10.500 11.406 12.623 10 7 

Summe 26.630 29 344 32 038 9 2 

Laufender Sachaufwand 
H o heits ve r wa l tu n g 7 470 7 802 8 448 8 3 

4.536 4.516 5.403 1 9 6 

Summe 12 006 12 318 13 651 12,4 

Zinsen 
Inland 1 772 2 1 5 2 2.273 5 6 

955 1.148 974 - 1 5 2 

Summe 2 727 3.300 3 247 - 1 6 

Brutto-tnvestit ionen 
Hohei tsverwal lung . 5 228 6 552 7 326 11 8 

3.989 4.173 4.582 9 8 

Summe 9 217 10 725 11.908 11-o 

Liegenschaften 

Hoheitsverwaltung 756 643 734 14 2 
Bundesbetriebe 67 47 62 31 9 

843 690 796 15'4 

Gesamtsumme 51 423 56.377 61 840 9'7 

Für Investitionen beabsicht igt der Bund 11 9 Mrd S 
auszugeben, um 1 1 % mehr als 1971; davon entfal len 
7 33 Mrd S auf die Hoheitsverwaltung und 4 58 Mrd. S 
auf d ie Betr iebe Der Antei l der Investit ionen an den 
Gesamtausgaben ble ibt mit 9 7 % gleich Der Schwer­
punkt der Bauinvesti t ionen l iegt zwar wie in d e n 
letzten Jahren auf dem Straßenbau (455 Mrd. S), 
doch ist d ie Zunahme mit 7 2 % unterdurchschni t t l ich. 
Für sonst ige Bauinvest i t ionen sind 1 97 Mrd. S vor ­
gesehen, um 1 8 1 % mehr als 1971. Im Hochbaupro­
gramm sind Schulbauten mit 840 Mill. S die w i c h ­
t igste Post Die Betr iebe beabsicht igen für Bauinve­
st i t ionen 1 6 5 Mrd S auszugeben, um 1 2 8 % mehr. 
Für Sonderanlagen (ausschl ießl ich Investit ionen im 
Fernmeidewesen) sol len 155 Mrd, S aufgewendet 
werden 
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Aus dem laufenden Sachaufwand fl ießen ferner etwa 
1 4 Mrd. S für Instandhaltungen und 022 Mrd., S für 
Bauten der Landesverteidigung der Bauwirtschaft zu 
Berücksicht igt man außerdem, daß an die Länder um 
0 68 Mrd. S oder 17 4 % mehr zweckgebundene Wohn­
baumittel (461 Mrd, S) überwiesen werden und daß 
die für Bauinvest i t ionen best immten Kapitaltransfers 
und Darlehen um 734 Mill. S (52%) steigen, dann 
dürften der Bauwirtschaft um etwa 17% mehr Mittel 
zufließen als 1971. Der Hochbau erhält weit stärkere 
zusätzl iche Impulse als der Tiefbau. 

I nvestitionsaufwand 
1970 1971 

Mil l . S 

1972 Veränderung 
1972 gegen 1971 

i n % 

H oh ei ts verwa i tu n g 
Brutto-Investitionen 5.228 6.552 7.326 11 8 

Instandhaltung 939 831 944 1 3 6 

Investitionsförderung . 1.690 1.770 2.830 5 9 9 

Summe 7 857 9 1 5 3 11.100 21 3 

Bundesbetriebe 
Brutto-Investifionen 3 989 4 1 7 3 4.582 9 8 

Instandhaltung . . 768 736 790 7 3 

Investitionsförderung . 9 41 41 0 0 

Summe . 4 766 4 950 5.413 9'4 

Überweisungen an Länder 
zur Wohnbaufärderung 
an Wohnbaufonds und 
den Wasserwi r t -

3.865 4.449 5.184 1 6 5 

Gesamtsumme 16.488 18 552 21 697 1 7 0 

Für Maschinen, Fahrzeuge und sonstiges Inventar 
werden 2 08 Mrd S ausgegeben, wovon 0 83 Mrd, S 
auf die Hoheitsverwaltung und 1 25 Mrd. S auf d ie 
Betr iebe entfal len. In der Hoheitsverwaltung sind fast 
d ie Hälfte dieser Investit ionen für Unterr icht und For­
schung best immt Zu beachten ist, daß im Investi­
t ionsaufwand der Betr iebe 271 Mill. S für Ti lgung 
und Verzinsung der Zwischenf inanzierungen nach 
dem Fernsprechbetr iebs-Investi t ionsgesetz enthalten 
s ind, die nicht unmittelbar nachfragewirksam werden, 
Besonders stark s ind im Bundesvoranschlag 1972 d ie 
für Invest i t ionszwecke best immten Kapitaltransfers 
und Darlehen ausgeweitet worden. Die Investit ions­
förderung soll 2 87 Mrd. S erre ichen, um 1 0 6 Mrd.. S 
mehr als im Vorjahr, Ins Gewicht fal len u, a, die Zu ­
schüsse zum Bau der Wiener U-Bahn (150 Mill. S), 
der UNO-City (250 Mil l , S) und zum Kraftwerk Ottens-
heim-Wilher ing (161 Mill. S). 

Zu dem im Budget enthaltenen Investit ionsausgaben 
kommen Finanzierungen, die extrabudgetär ver rech­
net werden. Den Bundesbahnen sol len auf diesem Weg 
zusätzl ich 500 Mill. S für Investit ionen zur Verfügung 
gestel l t werden. Im Straßenbau vergeben drei Auto­
bahn-Akt iengesel lschaften Aufträge, zu denen noch 
eine Gieinalm-Autobahn AG kommt, Auch auf ande­
ren Gebieten, w ie im Schulbau, werden zusätzl iche 
Finanzierungsmittel durch neuere Finanzierungs­
methoden (Leasing) aufgebracht. 

Schl ießl ich trägt der Bund durch die Übernahme von 
Haftungen indirekt zur investi t ionsf inanzierung bei. 
Ende 1970 betrug das Haftungsobiigo (nur Kapi ta l -
beträge) des Bundes 4 3 3 Mrd. S.. Der Bund über­
nimmt In der Regel auch die Haftung für Zinsen und 
Kosten des zu beschaffenden Kredites. Das tatsäch­
l iche Haftungsobi igo ist daher höher Die Belastung 
des Budgets durch d ie Haftungsübernahme ist sehr 
gering. Im Budget 1972 sind für Haftungsinanspruch­
nahmen 114 Mi l l . S vorgesehen, wovon der größte 
Teil auf Haftungen nach den Ausfuhrförderungs­
gesetzen entfällt, die durch Einnahmen mehr als aus­
gegl ichen werden. 

Der laufende Sachaufwand (einschl ießl ich der In ­
standhaltung) ist mit 13 85 Mrd.. S ( + 12 4%) prä l imi-
niert, wovon 844 Mrd S auf d ie Hoheitsverwaltung 
und 5 40 Mrd. S auf die Betr iebe entfal len. Er ent­
hält eine Vielzahl sehr heterogener Posten, darunter 
auch solche, die zum Personalaufwand zu rechnen 
wären oder invest i t ionsähnl ichen Charakter haben, 
Im laufenden Sachaufwand sind außerdem die ge ­
samten Sachausgaben für die Landesverteidigung 
von 2 6 Mrd . S enthalten, um 1 0 % mehr als im Bun ­
desvoranschlag 1971, Davon werden 860 Miü. S für 
Waffenkäufe im Ausland verwendet und damit n icht 
in landswirksam, 

Für die zweite große Hauptgruppe, d ie laufenden 
Transferzahlungen, s ind im Budget 1972 50 26 Mrd. S 

Transferzahlungen 
1970 1971 1972 Veränderung 

1972 gegen 1971 
Laufende Transfers Mil l . s m % 

Hoheitsverwal lung 
A n private Haushalte 20.461 22 615 24 979 10 5 

Unternehmungen , . . 1 698 1 718 1 732 0 8 
Gebietskörperschaften, 

Fonds und K a m m e r n 2 878 3.363 3.751 11 5 
Sozialversicherungs­

t räger . 11 011 12 372 13,821 11 7 
166 198 246 2 4 2 

Summe 36.214 40 266 44 529 10'6 

Bundesbetriebe 

Private Haushalte . . 4 063 4 597 5 1 4 6 11 9 
Gebietskörperschaften, 

Fonds und K a m m e r n 573 562 578 2 9 
Ausland 5 6 6 0 0 

4.641 5.165 5.730 1 0 9 

Lau fe n d e Tr an sfe rs 
Summe . . 40.855 45 431 50.259 1 0 6 

Kaf>i(a/f ronsfers 

Hoheitsverwaltong 
A n private Haushalte 191 172 221 2 8 5 
Unternehmungen . . . 361 450 890 97 8 
Gebietskörperschaften, 

Fonds und K a m m e r n 910 992 1.563 57 6 

Summe 1 462 1 614 2 674 6 5 7 

Bundesbetriebe 
Ausland 7 _ — _ 

Kapitaltransfers Summe . . . 1.469 1.614 2.674 6 5 7 

Transfers insgesamt 42 324 47 045 52 933 1 2 5 
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vorgesehen Sie steigen um 1 0 6 % , etwas weniger als 
die Gesamtausgaben Diese Ausgaben enthalten 
auch Zuschüsse zu Instandhaltungsarbeiten und Inve­
st i t ionen, die expansiver wi rken als die Transfer­
ausgaben im al lgemeinen. Dazu zählen u a, die Zu ­
schüsse zur Wi fdbach- und Lawinenverbauung (365 
Mil l S) und die Überweisungen an d ie Länder für die 
Erhaltung und den Ausbau der Bundesstraßen und 
Autobahnen (611 Mill S) Andererseits sind in den 
Transferzahlungen Ausgaben enthalten, die nicht e in­
kommenswirksam werden, wie die Überweisung an 
den Reservefonds für Famif ienbeihi l fen (310 Mill. S). 
Der Großteil der laufenden Transfers kommt den pr i ­
vaten Haushalten zugute Neben den direkten Trans­
fers (30 13 Mrd. S oder 1 0 7 % mehr als im Vorjahr) 
werden nach der gegenwärt igen Rechtslage auch die 
Transfers an d ie Sozialversicherung fast ausschl ieß­
lich an private Haushalte weitergelei tet Die d i rekten 
Transfers an Haushalte, die Transfers an die Sozial­
versicherung und die Personalausgaben für die 
aktiven Bediensteten (einschl ießl ich der im laufenden 
Sachaufwand enthaltenen Posten) machen zusam­
men etwa 78 6 Mrd S aus, mehr als 60% der Ge­
samtausgaben des Budgets. Sie steigen im Vergleich 
zum Bundesvoranschiag 1971 um 11%, . 

Die laufenden Transfers an die Gebietskörperschaf­

ten und Fonds erhöhen sich hauptsächl ich wegen der 

erstmals veranschlagten Überweisung an den Re­

Finanztransaktionen 
1970 1971 1972 Veränderung 

1972 gegen 1971 
Mi l l S i n % 

Hoheitsverwaltung 
Schuldentilgung 

Inland 3 873 4 279 4 420 3 3 
Ausland 1.106 1.175 1.263 7 5 

4 979 5 454 5 683 4"2 

Dar lehensgewährung 
A n Gebietskörperschaften 

und Fonds . . 1 1 1 0 0 
Unternehmungen , 275 177 202 1 4 1 
Private Haushalte 105 159 189 18 9 

36 _ — — 
417 337 392 16'3 

Erwerb von W e r f popieren 
Inland . . . . . . 37 53 46 - 1 3 2 
Ausland 73 66 130 97 0 

110 119 176 47'9 

Erwerb von Beteil igungen 
Inland 594 340 567 6 6 6 
Ausland 56 200 198 - 1 0 

650 540 765 4 1 7 
Rücklageniuführung 936 — — — 

Summe Hoheitsver­
wa l tung . . . 7 092 6.450 7 0 1 6 8 8 

Bund es betr iebe 
Dar lehensgewährung 

A n Haushalte . 71 99 ".02 3 0 
Sonstige — 41 39 - 4 9 

Gesamtsumme 7 1 6 3 6,590 7 1 5 7 8 6 

servefonds für die Famil ienbeihi l fen (310 Mill.. S) Die 
laufenden Transfers an die Unternehmungen (fast zur 
Hälfte Preisausgleichsmaßnahmen und Zinsenzu­
schüsse für die Landwirtschaft) stagnieren. 

Die Kapitaltransfers, d ie hauptsächl ich für Investi­
t ionen in anderen Wirtschaftsbereichen bestimmt 
s ind, wurden stark ausgeweitet (von 1 61 Mrd. S auf 
2 67 Mrd S oder 65%) Darunter fal len außer den im 
Abschnit t Investit ionen angeführten Vorhaben vor 
al lem Förderungsmaßnahmen für d ie Landwirtschaft 
Der Bundeshaushalt 1972 sieht ein Bergbauern-Son-
derprogramm mit Ausgaben von 300 Mill S vor , wo­
von 250 Mill. S auf Kapitaltransfers zur Verbesserung 
der Struktur und der Produkt ionsgrundlagen und 
50 Mil l S als laufende Transfers für leistungsgebun-
dene Zuschüsse an Extrembetr iebe entfal len. Die 
übrigen im Grünen Plan vorgesehenen Förderungs­
maßnahmen bleiben g le ich. 

Für Finanztransaktionen s ind 1972 7 16 Mrd S präli-
miniert. Sie werden damit nur unterdurchschni t t l ich 
zunehmen (8 6%), ihr Antei l an den Gesamtausgaben 
geht auf 5 8 % zurück Die Schuldent i lgungen steigen 
nur schwach, wogegen mehr Mittel für den Erwerb 
von Betei l igungen und Wertpapieren sowie für die 
Gewährung von Darlehen vorgesehen sind. Für 
Schuldent i lgungen werden 5 68 Mrd S ( + 4 2%) be­
reitgestellt, davon 4 4 2 Mrd. S ( + 3 3 % ) für Inland­
schulden und 126 Mrd.. S ( + 7 5 % ) für Ausland­
schulden. Durch Konvert ierungen und vorzei t ige Ti l ­
gungen im Jahr 1971 konnten 1972 die T i lgungen für 
Auslandschulden von den ursprüngl ich geschätzten 
3 2 Mrd. S auf 1 2 Mrd. S und d ie Zinsenzahlungen 
an das Ausland von 1 15 Mrd.. S auf 097 Mrd S ge­
senkt werden Der Gesamtstand an Finanzschulden 
w i rd Ende 1971 voraussicht l ich etwas geringer sein 
als Ende 1970 

Die übr igen Finanztransaktionen werden 1972 stark 
ausgeweitet. Für den Erwerb von Bete i l igungen sind 
765 Mill, S vorgesehen, wovon 567 Mill. S auf inlän­
dische und 198 Mill S auf ausländische Betei l igun­
gen (nahezu ausschl ießl ich Beiträge zu internationa­
len Finanzinstitutionen) entfal len Im Inland w i r d das 
Kapital der ÖIAG um 1353 Mill, S und das der Elek-
tr iz i tätswirtschaft um 285 Mill. S (1971; 163 Mil l . S) 
aufgestockt. Die übr igen Betei l igungen halten sich 
etwa auf Vorjahreshöhe.. 

Die Wertpapierkäufe (176 Mil l . S) erstrecken sich 
vornehml ich auf Bundest i tel , die zwecks Ti lgung 
(freier Rückkauf) oder zur Marktpf lege erworben wer­
den, Die Gewährung von Darlehen spielt im Bundes­
haushalt nur eine untergeordnete Rolle 1972 sind 
433 Mil l . S vorgesehen, davon 257 Mill. S zur inve-
st i t ionsförderung Der überwiegende Teil d ieser Dar­
lehen (168 Mil l S) wi rd Unternehmungen gewährt, an 
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denen der Bund betei l igt ist. Die übr igen Darfehen 
sind zum größten Tei l Bezugsvorschüsse an öffent­
l ich Bedienstete und werden vorwiegend Konsum­
zwecken zugeführt. 

Die Bundeseinnahmen 

Der Großteil der Einnahmen des Bundes entfäl l t auf 
die öffentl ichen Abgaben Sie sollen 1972 67 92 Mrd S 
oder 60% der auf 112 99 Mrd. S geschätzten Gesamt­
einnahmen erbringen, ihr Antei l an den Einnahmen 
w i rd ständig größer, er st ieg von 54 3 % im Jahr 1967 
auf 6 0 1 % im Jahr 1972 Die steuerähnl ichen Einnah­
men (Arbeitslosenversicherungsbeiträge, Bei t rägezum 
Famil ienlastenausgleich usw.) werden 1972 auf 12 2 
Mrd. S (10 8 % der Einnahmen) geschätzt Die sonst i ­
gen laufenden Transfereinnahmen sind mit 2 50 Mrd. S, 
d ie übr igen laufenden Einnahmen mit 4 45 Mrd . S prä-
l iminiert Ihre Antei le an den Gesamteinnahmen sind 
mit 2 2 % und 3 9 % annähernd gleich hoch wie im 
Vorjahr Aus der Vermögensgebarung (Verkäufe von 
Anlagevermögen, Wertpapieren und Betei l igungen, 
Darlehensrückzahlungen, Rücklagenauflösungen) wer­
den Einnahmen von 157 Mrd. S ( 1 4 % ) erwartet. Die 
Bundesbetr iebe rechnen mit Einnahmen von 23 45 
Mrd. S oder 2 0 7 % der Gesamteinnahmen (1967 
waren es noch 23 9%) Die Durchlaufposten machen 
0 9 Mrd S (0 8%) aus 

Struktur der Bundeseinnahmen 
1970 1 971 1972 

In % der Gesamteinnahmen 

H ohe i ts verwa I tu n g 
Steuern . . . 58 4 5 9 0 6 0 1 

davon direkte 201 20 6 2 1 5 
indirekte 38 3 35 4 38 6 

Steuerähnliche Einnahmen 11 1 11 2 1 0 8 
Sonstige laufende Transfers 2 2 2 3 2 2 
Sonstige laufende Einnahmen 4 4 3 9 3 9 
Einnahmen aus Vermögensgebarung . 1 1 1 3 1 4 

Summe 7 7 7 7 7 7 78'5 

2 2 1 21 6 2 0 7 
0 7 0 7 0 8 

Gesamteinnahmen . . 1 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0 0 

Der Bundesvoranschlag 1972 geht im großen und 
ganzen von den g le ichen Steuergesetzen und Tarif­
best immungen aus wie der Voranschlag 1971, wenn 
man von einigen steuerl ichen Maßnahmen ger inge­
rer Bedeutung absieht, die im Laufe des Jahres 1971 
schlössen wurden und Anfang 1972 in Kraft treten 
oder in diesem Jahr vol l wirksam werden Dazu zäh­
len die Erhöhung der vorzeit igen Abschreibung von 
unbewegl ichen Anlagegütern, Korrekturen des Ge-
werbesteuertar i fes ( insbesondere die Erhöhung der 
Freibeträge auf 30.000 S) sowie die Änderung des 
Bewertungsgesetzes Die Erhöhung der Tabakwaren­
preise Anfang Dezember 1971, d ie Mehreinnahmen 

Bundeseinnahmen in ökonomischer Gliederung 
1970 1971 

MÜI S 

1972 Veränderung 
1972 gegen 1971 

Hoheitsverwaltung 

Steuern . 55 110 59 571 67 923 1 4 0 
davon direkte 18.991 20.760 24 292 1 7 0 
indirekte . . 36 119 38.811 43 631 124 

Sleu erahn liehe 
Einnahmen 10.521 11 316 12 205 7 9 

Sonstige laufende 
Transfers . 2 025 2 267 2 497 1 0 1 

Sonstige laufende 
Einnahmen 4 1 8 1 3 977 4.453 12 0 

Einnahmen aus V e r ­
1.024 1.292 1.569 21 4 

Summe 72 861 78 423 88 647 13 - 0 

Betriebseinnahmen 20.830 21 760 23 450 7 8 

Durchlaufposten 675 733 891 21 6 

Gesamteinnahmen 94 366 100.916 112 988 12'0 

an Tabaksteuer von etwa 400 Mil l . S erbr ingen w i rd , 
konnte im Bundesvoranschlag noch n icht berück­
sicht igt werden 1).. 

Die Brutto-Erträge an öffentlichen Abgaben werden 
1972 auf 105 47 Mrd. S geschätzt, um 14 3 % höher als 
im Voranschlag 1971. Nach Abzug der Überweisun­
gen an Länder, Gemeinden und sonst ige Rechtsträ­
ger verble iben dem Bund 67 92 Mrd. S, um 14% mehr. 
Das tatsächl iche Steueraufkommen wird 1971 um et­
wa 2 Mrd S über dem Voranschlag l iegen Besonders 
d ie Lohnsteuer (600 Mil l . S), d ie Umsatzsteuer samt 
Zuschlägen (750 Mil l S) und d ie Zölle (450 Mil l . S) 
werden beträcht l iche Mehreinnahmen erbr ingen. Be­
zogen auf den voraussicht l ichen Erfolg 1971 wird im 
Budget 1972 eine Steigerung der Steuererträge von 
brutto 1 1 % und netto 10% angenommen, etwas mehr 
als voraussicht l ich das nominel le Brut to-Nat ionalpro-
dukt wachsen wird. 

Die d i rekten Steuern werden, w ie seit 1968, stärker 
steigen ( + 18%) als die indirekten ( + 1 1 5 % ) Eine 
grobe Aufgl iederung nach Steuerträgern, wobei a l l ­
fä l l ige Erbschaftsteuer- und Vermögensteuerzah­
lungen der Unselbständigen nicht erfaßt werden 
konnten, läßt erkennen, daß die Steuerleistung de r 
Unselbständigen rascher steigt als d ie de r anderen 
Steuerträger Dieser Vergleich bezieht s i ch nur auf 
d ie Gesamtsteuerleistung und nicht auf d i e Pro-Kopf-
Steuerleistung (die Zahl der Unselbständigen steigt 
und Jene der Selbständigen sinkt.) Auch muß betont 
werden, daß die Aufkommenselast iz i tät keinen Rück­
schluß auf die einkommensnivel l ierende Wirkung de r 
d i rekten Steuern zuläßt (Auf Grund des gegenwärt i ­
gen Tarifes der Einkommensteuer steigen die Netto-
Einkommen zwar schwächer als die Brut to-Einkom-
men, doch ist die Differenz zwischen beiden Steige-

') in der folgenden Übersicht und in der Abbildung konn­
ten die Änderungen aus den Mehreinnahmen bei der 
Tabaksteuer nicht mehr berücksichtigt werden 
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Einnahmen der Hoheitsverwaltung Entwicklung der Abgaben 
1970 1971 1972 Veränd. 1972 

geg 1971 

M i l l S i n % 

D i rek te Steuern insgesamt 35 967 40 079 47.255 17 9 
davon Einkommensteuer . 7.196 8.000 9.200 15 0 

Lohnsteuer . 10 460 11600 15.000 29 3 

KBrperscbaflsteuer . 2.808 3 300 3 600 91 

Gewerbesteuer «. Bundes­
gewerbesfeuer 5 449 6 000 6.600 10 0 

Vermögensteuer 902 1.000 1.080 80 

Sonderabgabe vom Einkom­
men u, Vermögen 2 530 2 826 3 356 18 8 

Beitrüge vom Einkommen 5 330 5.913 6 944 1 7 4 

Sonstige . . 1 292 1 440 1 475 2 4 

Indirekte Steuern insgesamt 47 689 5 2 1 8 2 58 210 11 6 
davon Umsatzsteuer samt 

Zuschlag 20 910 47.550 27 150 ( 5 3 

Zölle .. 5.295 5.460 6.500 1 9 1 
Verbrauchsteuern u. 

Alkohotsonderabgabe . 11.943 J31Ö5 14 259 8 2 

Stempel und Rechtsgebilhren 5 154 5 845 6.530 117 

Verkehrsteuern 4.406 3-960 3 582 —95 

Sonstige 181 182 189 39 

Steuern insgesamt 83 856 92 261 105..465 1 4 3 

Überweisungen an Länder , 
Gemeinden , Fonds usw.. 28.746 32.690 37.542 14 8 

Steuern (netto) 55.110 59 571 67 923 1 4 0 

Steuerähnliche Einnahmen 10 521 11 314 12 205 7 9 
davon Arbeitslose n vers/cherungs-

beiträge . . . . . 1 690 J 910 2 025 6 0 
Beiträge zum Famitientasten-

ausgteichsfonds . , 7192 5 412 9.152 5 6 
Preisausgleichseinnahmen .. 528 472 476 0 9 
Sonderbeitrag gemäß § 12 

Woftnungsbe/Mfengesefz . 3S3 362 387 6 9 
Sonstige 158 160 165 3 1 

Sonstige laufende Transfer -
2 025 2 267 2 497 1 0 1 

davon von Öffentlichen Haushalten . 1.211 1 241 1 369 1 0 3 
Unternehmungen . . . . 74 276 2S7 4 0 
Privaten Haushalten . 637 645 733 21 7 
Ausland ... 103 105 10S 2 9 

Gebühren u Kostenersätze 1 437 1 394 1 608 15 4 

Katastraphenfonds 651 728 877 20 5 

Einkommen aus Besitz u U n i e r -
nehmung . . . . . 1 048 1 115 1 139 2 2 

Sonstige laufende Einnahmen 1.045 740 829 1 2 0 

Summe laufende Einnahmen . 71 837 7 7 1 3 1 87 078 12'9 

Einnahmen aus der Vermögensgebarung 

V e r k ä u f e von Anlagevermögen , 168 92 80 — 1 3 1 

V e r k ä u f e von W e r t p a p i e r e n u 
Betei l igungen 113 114 108 — 5 3 

Kapital transfers 107 112 141 25 9 
D a r lehe n s rl ickza h 1 u n g en 238 214 199 — 7 0 

398 760 1.041 37 0 

Summe Vermögensgebarung 1 024 1 292 1 569 2 1 4 
Durch laufposten 675 733 891 21 6 

Einnahmen der HoheitsVerwaltung 73 S M 7 9 1 5 6 89 538 1 3 1 

MiU-S 
1 1 0 ODO 

100.0DD 

SODDO 

8 0 . 0 0 0 -

70-000 

60 .000 

50-ODO -

3 0 0 0 0 

20 -000 — 

toooo 

Brutto 
Netto 

——"Indirekte Steuern 
Direkte Steuern 

J L J L J i . 
1960 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 72 

O . i . f . W / 1 3 9 

sind, können im Bundeshaushalt 1972 mit rund 2 2 
Mrd S veranschlagt werden 1 ) . 

Direkte Steuern nach Steuerträgern 

Direkte Steuern insgesamt 

Von Unselbständigen 

Selbständigen 

Unternehmungen 

Sonstige 

1970 1971 1972 V e r ä n d , 1972 
gegen 1971 

M i l l S i n % 

35 968 4 0 079 47 255 1 7 9 

1 3 7 1 5 15 208 19 662 29'3 
10.714 11 909 13 527 1 3 6 
10.399 11 738 12 843 9 4 

1 140 1 224 1 223 — 0 1 

rungsraten über einen großen Bereich der Einkom­
mensskala annähernd konstant.) 

Die Verlagerung des Steueraufkommens zu den d i ­
rekten Steuern, insbesonders zur Lohn- und Einkom­
mensteuer — ihr Antei l am Gesamtsteuerauf kommen 
erhöht sich von 21 1 % (1970) auf 2 2 9 % — , ist eine 
Foige der Progression des Steuersystems. Die Ent­
zugseffekte, d ie auf die Progression zurückzuführen 

Die Steuereinnahmen insgesamt s ind im Bundesvor­
anschlag 1972 real ist isch geschätzt worden; im Ge­
gensatz zu den letzten Jahren bestehen kaum stille 
Reserven.. Die veranschlagten Einnahmen an Lohn-

*) Die Progressionswirkung ergibt sich aus der Differenz 
zwischen dem veranschlagten Steueraufkommen und einem 
hypothetischen Aufkommen, das unter der Annahme einer 
konstanten Steuerbelastungsquote des Brutto-Nationaipro-
duktes errechnet wird, 
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und Einkommensteuer dürf ten etwa erreicht werden, 
sofern die für 1973 zugesagte Tari fsenkung nicht 
vorgezogen oder akkont iert w i rd Die Erträge der Ge­
werbesteuer s ind eher opt imist isch geschätzt, wenn 
man d ie Änderungen im Gewerbesteuertar i f berück­
sicht igt, die etwa 200 Mil l . S kosten. Ähnl iches gi l t 
für das Aufkommen an Umsatzsteuer, das meist nur 
etwa gleich stark steigt w ie das nominel le Brutto-
National produkt 

Unter den steuerähnlichen Einnahmen sind hingegen 
d ie Beiträge zum Famil ienlastenausgleich sehr vor­
s icht ig geschätzt { + 8 8 % ) Mehreinnahmen würden 
unter der Annahme, daß nur Ausgaben im Ausmaß 
des Voranschlages anfal len, dem Reservefond über­
wiesen und den expansiven Effekt des Budget ver­
r ingern. 

Die „übrigen" Einnahmen des Bundes entwickeln 
s ich sehr unterschiedl ich Während die Gebühren 

Einnahmen der Bundesbetriebe 
1970 1971 1972 V e r ä n d . 1 9 7 2 

geg 1971 
M i l l S i r . % 

Leistung sein nahmen . 17 809 19 095 20.690 8 4 
davon Bahn 8.39« 8.752 9 285 61 

Post 7 600 8.055 8 967 113 

Laufende Transfere innahmen 1 488 1 439 1 583 1 0 0 
Von privaten Haushalten $19 832 906 8 9 

öffentlichen Haushallen 669 607 677 IIS 

Sonstige laufende Einnahmen . 1 369 947 1.100 16 2 

E innahmen aus Vermögens-
gebarung 144 279 7 7 — 7 2 4 

Gesamteinnahmen der 
Bundesbetriebe 2 0 6 3 0 21 760 23.450 7 8 

und Kostenersätze um 13 6 % mehr Erträge erbr ingen 
sol len, vor al lem wei l d ie Ger ichtsgebühren, d ie mehr 
als die Hälfte dieser Einnahmen ausmachen, im Ge­
gensatz zu den Vorjahren real ist ischerweise um mehr 
als 25% höher angesetzt s ind, nehmen die Einnah­
men aus Besitz und Unternehmungen nur um 2 % zu. 

Für die Einnahmen der Bundesbetriebe ist nur e in Zu­
wachs von 7 8 % präl iminiert Die Schätzung berück­
sicht igt d ie recht unterschiedl iche Einnahmenent­
wick lung im Jahr 1971. Während die Post Mehrein­
nahmen von 200 bis 300 MÜI. S erzielen w i r d , sta­
gnieren d ie Leistungseinnahmen der Bundesbahnen, 
und ihre Gesamteinnahmen werden den Voranschlag 
nur knapp erreichen. Mindereinnahmen zeichnen sich 
vor al lem im Transitverkehr auf Grund des Konjunk­
turrückganges in anderen Ländern ab. 

Der überwiegende Teil der Betr iebseinnahmen ent­
fäl l t auf Leistungseinnahmen (1972: 88%) Sie sollen 
1972 20 69 Mrd. S, um 8 4 % mehr als im Voranschlag 
1971, erbr ingen und etwas stärker zunehmen als die 
gesamten Betr iebseinnahmen. Vor allem d ie Post 
wi l l ihre Leistungseinnahmen um 1 1 3 % steigern,. Ver­
g l ichen mit dem tatsächl ichen Erfolg 1971 ist der Zu­
wachs ger ing und dürf te leicht erreicht werden, Die 
bereits angekündigten Erhöhungen der Bundesbahn­
tar i fe sind im Budget noch nicht explizit berück­
sicht igt, doch würden die Bundesbahnen sonst die 
präi iminierten Einnahmen kaum erreichen Ergän­
zend zu den Leistungseinnahmen erwarten Betr iebe 
Transfereinnahmen von 1 58 Mrd, S, 

Gerhard Lehner 
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